
Volksbegehren „Mietwucher bestrafen“ 

 

Im Anwendungsbereich des MRG verlangen Vermieter regelmäßig einen 

deutlich höheren als den gesetzlichen Mietzins und lassen den Befris-

tungsabschlag unberücksichtigt. Aktuell haben sich an ihren Mietern 

rechtswidrig bereichernde Vermieter bloß zivilrechtlichen Schadenersatz 

als Konsequenz zu befürchten. Der Bundesverfassungsgesetzgeber 

möge, dem Beispiel Deutschlands folgend, einen Straftatbestand Mietwu-

cher, inklusive qualifizierter Begehungsformen im Dauer- und Wiederho-

lungsfall, einführen. 


